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Der rote Faden der Regierung. 

Besser für die Menschen. CDU 

„Herr Schröder, das 
reicht nicht!" 

^'s nicht ausreichend be- 
wertete die Vorsitzende der 
j-DU Deutschlands, Ange- 
la Merkel, die Ergebnisse 

es SDP-Sonderparteitags 
*Ur Verabschiedung der 
''Agenda 2010": Einerseits 
habe die SPD Schritte in die 
'chtige Richtung erkennen 

lassen. Andererseits wür- 
den die von Bundeskanz- 
ler Gerhard Schröder vor- 
geschlagenen Maßnahmen 
nicht weit genug gehen, um 
die Probleme in Deutsch- 
land zu bewältigen. 

Nach einer Sitzung des 
Präsidiums    Fortsetzung S. 3 
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ARBEITSMARKT 

Rot-Grün verwaltet die Arbeitslosigkeit 
Zu den neuesten Arbeits- 
losenzahlen erklärt CDU- 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer: 

Noch immer sind mehr als 
4,3 Mio. Menschen ohne Ar- 
beit. Besonders gravierend: 
Die Chancen für Jugendliche 
haben sich weiter verdüstert. 
Die Lage am Ausbildungs- 
markt hat sich weiter ver- 
schlechtert. Bis September 
werden voraussichtlich 
70.000 Lehrstellen fehlen. 
Milliardenschwere Pro- 
gramme wie Jumpoder Hartz 
sind nutzlos verpufft. Rot- 
Grün beraubt eine ganze Ge- 
neration ihrer Chancen. 

Die SPD diskutiert über 
die Agenda 2010, während 
Deutschland weiter unter 
der Last der Arbeitslosigkeit 
stöhnt. Statt neue Jobs zu 
schaffen, verwaltet Rot-Grün 
die Arbeitslosigkeit. Derweil 
muss Schröder seine ganze 
Kraft darauf verwenden, die 
eigene Partei zusammenzu- 
halten. Folge: Der Kanzler re- 
giert nicht, ein Jahr streicht 
ins Land, ohne dass irgend- 
etwas passiert. Schröder 
kämpft mit seinen Genossen 

IMPRESSUM 

- Deutschland kämpft mit der 
Arbeitslosigkeit. 

Noch nie hat eine Regie- 
rung die Menschen in 
Deutschland derart verunsi- 
chert. Superminister Clement 
ist längst zum Ankündigungs- 
minister geworden, Finanz- 
minister Eichel wird gar nicht 
mehr gefragt. Und das Chaos 
geht munter weiter: Die Dro- 
hung von Vermögenssteuer 
und Erbschaftssteuer hängt 
wie ein Damoklesschwert 
über dem Land. Täglich kom- 
men weitere Horror-Forde- 
rungen von Rot-Grün dazu. 
Doch jede neue Steuer-Mel- 
dung führt nur dazu: Bürger 
und Unternehmen werden 
immer weiter verunsichert, 
der Konsum stockt, das 
„Angst-Sparen" greift immer 
weiter um sich - und all das 

kostet immer mehr Arbeits- 
plätze. Ich fordere den Bun- 
deskanzlerauf: Er muss seine 
Minister und die SPD-Mini- 
sterpräsidenten jetzt zur Ord- 
nung rufen. Schröder muss 
dafür sorgen, dass jede Dis- 
kussion über Steuererhöhun- 
gen ab sofort unterbleibt. 
Denn wem sollen die Men- 
schen noch glauben, wenn 
täglich über eine neue Steue- 
rerhöhung debattiert wird? 

Die Bürger werden die 
notwendigen Reformen nur 
dann mitmachen, wenn sie 
endlich wieder Licht am 
Ende des Tunnels sehen. 
Aber das wird mit Rot-Grün 
nicht geschehen. Was wir 
jetzt brauchen, sind Refor- 
men des Arbeitsmarktes und 
der sozialen Sicherungssy- 
steme. Reformen, die den 
Menschen wieder mehr Geld 
in die Hand geben und den 
Binnenkonsum ankurbeln- 
Das sind Reformen, die den 
Staat nichts kosten, aber den 
unerträglichen Stillstand in 
diesem Land endlich been- 
den. Deutschland muss wie- 
der nach vorne schauen - der 
Kanzler muß jetzt handeln. 
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„AGENDA   2010" 

Fortsetzung von Seite 1 
der CDU Deutschlands be- 
scheinigte Angela Merkel 
der SPD, dass sie „Trippel- 
schritte in die richtige 
Richtung" gemacht habe, 
bie Vorsitzende der CDU 
Deutschlands ließ erkennen, 
dass es gemeinsame Positio- 
nen vor allem bei den ge- 
planten Kürzungen im Ren- 
tensystem und bei Arbeits- 
losengeld und -hilfe gebe. 
Kritik äußerte Angela Mer- 
kel an dem Plan, das Kran- 
kengeld nur noch vom Ar- 
beitnehmer finanzieren zu 
'assen. Die Vorhaben der 
Regierung beim Kündi- 
gungsschutz wies sie als un- 
?ureichend zurück. 

Kein Gesamtkonzept 

Kritik übte Angela Mer- 
kel an der Tatsache, dass kein 
schlüssiges Gesamtkonzept 
?u erkennen sei. Der eben- 
falls auf dem SPD-Parteitag 
^schlossene Perspektivan- 
rag „Wege zu neuem Fort- 
schritt" zeige, dass die SPD 
e°en nicht in der Realität an- 
bekommen sei - wie von ma- 
chen Kommentatoren be- 
hauptet - sondern zu großen 
'eilen noch in der Vergan- 
genheit verhaftet ist. Der An- 
trag müsse als ein Zuge- 
; 'ändnis an die immer noch 
'deologiebehaftete Linke in- 
nerhalb der SPD gewertet 

werden. Der An- 
trag, der einen 
Arbeitsauftrag an 
die Kommission 
„Innovation und 
Nachhaltigkeit, 
Wachstum und 
Arbeit" etwa zu 
den Themen Erb- 
schaft- und Ver- 
mögensteuer so- 
wie Ausbil- 
dungsplatzab- 
gabe vorsieht, sei Gift für 
Deutschland, kritisierte die 
CDU-Vorsitzende. Das „Da- 
moklesschwert Steuererhöh- 
ung" sowie die Rentendis- 
kussion würden weiterhin 
zur Verunsicherung der 
Menschen beitragen und In- 
vestoren abschrecken. Die 
rot-grüne Bundesregierung 
müsse hier endlich für Ruhe 
sorgen. Der Streit in der rot- 
grünen Regierungskoali- 
tion in Nordrhein-Westfalen 
zeige aber, dass Rot-Grün 
insgesamt nach wie vor in ei- 
ner ausgesprochen schlech- 
ten Verfassung sei. Sie rech- 
ne vordem Herbst nicht mehr 
mit Gesetzen: „Das ist scha- 
de, weil bereits viel Zeit ver- 
gangen ist." 

Die geplante Zusammen- 
legung von Arbeitslosen- 
hilfe und Sozialhilfe trage 
die Union im „Grundsatz" 
mit, erklärte die Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion und deutete eine 
Zustimmung in dieser Frage 

bereits im Bundestag an. Da- 
bei handele es sich nicht um 
Prinzipienfragen, sondern 
um Sachfragen, betonte An- 
gela Merkel. Es komme jetzt 
auf das „Wie" der Umset- 
zung an. Grundsätzlich ein- 
verstanden sei die CDU 
auch mit der Reform des Ar- 
beitslosengeldes. Zur ge- 
planten Kürzung des Zeit- 
raums, in dem Anspruch auf 
ein Arbeitslosengeld be- 
steht, legte Angela Merkel 
die Haltung der Union nicht 
fest. Hier müsse man sich 
erst den Gesetzentwurf und 
seine Details ansehen, bevor 
man Stellung nehmen 
könne. Im Gegensatz zur 
SPD fordere die Union einen 
Karenzmonat zu Beginn der 
Arbeitslosigkeit sowie die 
Einberechnung der Lebens- 
arbeitszeit. 

Erhebliche Differenzen 
sieht Angela Merkel beim 
Kündigungsschutz. Die in 
der Agenda 2010 beschlos- 
sene Änderung des Kündi- 

UID 17/2003-3 



'„AGENDA   2010" 

gungsschutzes nannte An- 
gela Merkel „absolut un- 
zureichend." Hier habe die 
Union deutlich weiterge- 
hende Vorschläge. Sollte es 
bei den SPD-Vorschlägen 
bleiben, könne die Union 
nicht zustimmen. Die Agen- 
da 2010 sieht lediglich eine 
Gesetzesänderung für Klein- 
betriebe mit bis zu fünf Be- 
schäftigten vor. Die Union 
will den Kündigungsschutz 
dagegen für Unternehmen 
mit bis zu 20 Beschäftigten 
aufheben. Zudem sollen Ex- 
istenzgründer ihren Mitar- 
beitern während der ersten 
vier Jahre keinen Kündi- 
gungsschutz bieten müssen. 
Diskussionsbedarf bestün- 
de auch in der Gesund- 
heitspolitik. 

Bei der Gesundheitsre- 
form habe die SPD zwar mit 
dem Ziel, Krankenkassen- 
Beiträge unter 13 Prozent zu 
senken, den richtigen An- 
spruch. Aber beim Weg 
dorthin sei die Union ande- 
rer Auffassung, erklärte An- 
gela Merkel. Der Plan, das 
Krankengeld nur noch vom 
Arbeitnehmer finanzieren 
zu lassen, sei nicht ziel- 
führend. Während die Ko- 
alition das Krankengeld aus 
dem Leistungskatalog der 
Kassen ausgliedern will, 
plant die Union dies vor al- 
lem beim Zahnersatz. „Wir 
wollen höhere Selbstbeteili- 
gung und die Herausnahme 
von Zahnbehandlungen aus 
den Leistungen", sagte die 
CDU-Vorsitzende. 

Angela Merkel kündigte 
an, die Union werde ihre 
Mehrheit im Bundesrat nut- 
zen, um ihre Positionen bei- 
spielsweise beim Kündi- 
gungsschutz und beim 
Krankengeld einzubringen. 
Angela Merkel betonte: 
„Zeitlich verschleppen wir 
nichts." Sie kritisierte je- 
doch, dass immernoch keine 
Gesetzentwürfe vorliegen 
würden. „Maßnahmen wir- 
ken erst dann, wenn sie im 
Gesetzblatt stehen und 
rechtsgültig sind." Die 
Union selbst bedürfe nach 
dem SPD-Parteitag keiner 
Kurskorrektur. „Wir sind 
schon lange positioniert", 
sagte Angela Merkel. Was 
Reformen angehe, stehe die 
Union in den Startlöchern. 

LAURENZ   MEYER   ZUM   SPD-S0NDERPARTEITAG 

Die unsinnige sozialdemo- 
kratische Nabelschau hat 
zumindest vorläufig ein 
Ende. Die Regionalkonfe- 
renzen und der Sonderpar- 
teitag der SPD haben 
Deutschland völlig un- 
nötig Zeit gekostet - und 
das einzig und allein des- 
halb, weil der Bundeskanz- 
ler zu wenig Autorität hat, 
um seine Ideen aus eigener 
Kraft durchsetzen zu kön- 
nen. Es ist beschämend ge- 
nug, dass der Kanzler 
selbst die Mini-Reformen 

der „Agenda 2010" mit im- 
mer neuen Rücktrittsdro- 
hungen verknüpfen muß. 
Dabei reicht das mutlose 
Projekt nicht annähernd 
aus, um die Probleme un- 
seres Landes zu lösen. 
Nach Monaten des Debat- 
tierens muss Schröder jetzt 
endlich handeln. Seine 
Vorstellungen gehören 
schleunigst in den Bundes- 
tag. Es ist schlimm genug, 
dass Rot-Grün ein ganzes 
Jahr vertrödelt, bis die par- 
teiinternen Querelen aus- 

getragen sind. Dennoch: 
Wo die Vorstellungen der 
Regierung in die richtige 
Richtung gehen, wird sich 
die CDU nicht verweigern. 
Wirtschaftspolitischer Un- 
fug, vor allem zusätzli- 
che Bürokratie im Gesund- 
heitswesen und neue 
Steuererhöhungen von 
Erbschaftsteuer bis Ver- 
mögensteuer, wie sie der 
SPD-Sonderparteitag of- 
fen gelassen hat, sind mit 
der Union jedoch nicht zu 
machen. 
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ANALYSE 

Von der Regierungserklärung bis zum Leitantrag- 
wie Rhetorik und Realität voneinander abweichen 

»Das Programm steht, das 
wird Punkt für Punkt um- 
gesetzt und zwar zu dem 
Zeitpunkt, der genannt 
worden ist - 1.1. des näch- 
sten Jahres. Das ist das 
Vorhaben, und das wer- 
den wir realisieren." 
(Gerhard Schröder am 29. 
März 2003 im ARD-Mor- 
genmagazin) 

Eine genaue Textana- 
'yse des Leitantrages des 
SPD-Parteivorstandes zum 
Sonderparteitag am 1. Juni 
nüt dem Titel „Mut zur Ver- 
änderung" in den Fassun- 
gen vom 19. Mai und 28. 
April untereinander und 
firit der Regierungserklär- 
ung Gerhard Schröders im 
Bundestags am 14. März 
2eigt, dass keine Rede da- 
v°n sein kann, Schröders 
"Agenda 2010" werde 
"Punkt für Punkt" umge- 
setzt. Vielmehr musste der 
Kanzler der Partei linken 
e,ne Reihe von Zugeständ- 
nissen machen. 

Die nachfolgende Ana- 
'yse der Stabsstelle Strate- 
gische Planung/Wahlkämp- 
fe in der CDU-Bundesge- 
Schäftsstelle gibt einen 
^erblick über die wichtig- 
sten Punkte von Schröders 
W, eg zurück nach links: 

1.   ENTWURF   DES 

SPD-LEITANTRAGS 
„MUT   ZUR   VER- 

ÄNDERUNG"   VOM 
28.   APRIL   2003 

Bereits in dem am 28. 
April im SPD-Parteivor- 
stand beschlossene ersten 
Entwurf des Leitantrages 
mit dem Titel „Mut zur Ver- 
änderung", der die von Ger- 
hard Schröder am 14. März 
im Bundestag präsentierten 
Vorschläge seiner „Agenda 
2010" für den SPD-Sonder- 
parteitag am 1. Juni zusam- 
menfasst, fehlten wichtige 
Elemente: 

• Selbstbehalte 
in der Kranken- 
versicherung: 

„Wir brauchen, glaube ich, 
auch ein neues Nachdenken 
- das will ich hier sehr deut- 
lich sagen - über die öffent- 
liche Debatte über Zuzah- 
lungen und Selbstbehalte. 
[...] Gerade weil Eigenver- 
antwortung gestärkt werden 
muss, sollten wir - ich 
komme jetzt zu den Instru- 
menten - Instrumente wie 
differenzierte Praxisge- 
bühren und Selbstbehalte 
nutzen." 

• Gesetzliche Regelung 
von betrieblichen 
Bündnissen für Arbeit 

„Die Verantwortlichen - 
Gesetzgeber wie Tarifpart- 
ner-müssen in Anbetracht 
der wirtschaftlichen Situa- 
tion und der Arbeitsmarkt- 
lage ihre Gestaltungsspiel- 
räume nutzen, um Neuein- 
stellungen zu erleichtern. 
Dazu ist es unabdingbar, 
dass in den Tarifverträgen 
Optionen geschaffen wer- 
den, die den Betriebspart- 
nern Spielräume bieten, 
Beschäftigung zu fördern 
und zu sichern, f...] Ich er- 
warte also, dass sich die Ta- 
rifparteien entlang dessen, 
was es bereits gibt -, aber in 
weit größerem Umfang -, 
auf betriebliche Bündnisse 
einigen, wie das in vielen 
Branchen bereits der Fall 
ist. Geschieht das nicht, 
wird der Gesetzgeber zu 
handeln haben." 

• Zusammenlegung 
von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe auf dem 
Niveau der Sozialhilfe 

„Das ist der Grund, warum 
wir die Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe zusammenlegen 
werden, und zwar einheit- 
lich auf einer Höhe, die in 
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der Regel dem Niveau der 
Sozialhilfe entspricht." 

• Reform der gesetzlichen 
Krankenversicherung 

„Klar gesagt: so viele Kran- 
kenkassen werden es nicht 
bleihen können. Wir werden 
hier auf die Schaffung über- 
schaubarer und leistungs- 
fähiger Strukturen dringen." 

• Nullrunde für die Bun- 
desregierung 

„Deshalb wird es auch für 
die Gehälter der ßundesmi- 
nister und der Staatsse- 
kretäre eine erneute Null- 
runde geben." 

2.   ENDFASSUNG 
DES   SPD-LEITAN- 

TRAGES   „MUT   ZUR 

VERÄNDERUNG" 
VOM   19.   MAI  2003 

In der Endfassung des 
Leitantrages, der am 19. Mai 
vom SPD-Parteivorstand be- 
schlossen worden ist, wurde 
die „Agenda 2010" durch 
Zugeständnisse an die Partei- 
linken weiter aufgeweicht: 

• Eingefügt wurde eine 
konkrete Regelung für eine 
Ausbildungsabgabe (Zwei- 
stufenmodeIl)abdem 30.09. 
2003. 

• „Sollte es bis zum 30. 
09.2003 keine ausgegliche- 
ne   Ausbildungsplatzsitua- 

tion geben, muss die Wirt- 
schaft verbindlich erklären, 
dass sie einen Fonds zur Fi- 
nanzierung der fehlenden 
Ausbildungsplätze einrich- 
tet und nachprüfbar jedem 
Ausbildungsplatzsuchenden, 
der bis zum 30.09.2003 
nicht in einen Ausbildungs- 
platz vermittelt ist, bis zum 
Ende des Jahres einen Aus- 
bildungsplatz anbietet. Soll- 
te die Wirtschaft nicht einer 
freiwilligen und verbindli- 
chen Regelung zustimmen, 
werden wir zeitgleich zu ei- 
ner gesetzlichen Regelung 
kommen und die Schaffung 
des o.g. Fonds gesetzlich 
festlegen." (S. 20) 

m Es gilt zunächst nicht 
mehr, dass Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe auf dem Ni- 
veau der Sozialhilfe zusam- 
mengeführt werden sollen: 
„Wir werden den Übergang 
vom Arbeitslosengeld in die 
neue bedarfsorientierte Lei- 
stung durchein Stufenmodell 
in Form eines degressiven, 
zweijährigen Leistungszu- 
schlags abfedern." (S. 23 f.) 

m Gegen den Widerstand 
von Wolfgang Clement soll 
die Gewerbesteuer auf 
Freiberufler, Landwirte 
etc. ausgeweitet werden: 

• „Auf der Einnahmeseite 
werden wir insbesondere 
die Gewerbesteuer moder- 

nisieren. Diese bewährte, 
wirtschaftsbezogene Kom- 
munalsteuer, als wichtiges 
Bindeglied zwischen Wirt- 
schaft und Gemeinden, wol- 
len wir weiterentwickeln, in 
dem wir die Bemessungs- 
grundlage verbreitern und 
den Kreis der Steuerpflichti- 
gen auf alle wirtschaftlich 
Tätigen ausweiten." (S. 15) 

m Es wurde ein Kapitel zu 
strukturschwachen Regi- 
onen eingefügt, in dem un- 
ter anderem ein Beschäf- 
tigungsprogramm für 
Langzeit- und ältere Ar- 
beitslose angekündigt wird: 
„Wir werden durch ein be- 
sonderes Programm dafür 
sorgen, dass Beschäfti- 
gungsträger und Kommu- 
nen in strukturschwachen 
Regionen die Möglichkeit 
erhalten, insbesondere 
Langzeitarbeitlosen und äl- 
teren Arbeitslosen konkrete 
und gesellschaftlich sinn- 
volle Arbeitsangebote zu 
unterbreiten, um ihnen die 
Chance zu geben, ihre Fä- 
higkeiten für die Gesell- 
schaft einzusetzen." (S. 17) 

m Die in der Erstfassung 
enthaltene moderne markt- 
wirtschaftliche Neuausrich- 
tung des sozialdemokrati- 
schen Gerechtigkeitsbe- 
griff wurde durch traditio- 
nelle verteilungspolitische 
Formulierungen ersetzt: 
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»Gerecht ist heute, was neue 
Chancen und neue ökono- 
mische Dynamik ermög- 
licht. [...] Gerechtigkeit er- 
gibt sich nicht aus den Ver- 
teilungsmechanismen des 
Marktes, sondern bedarf der 
bewussten demokratischen 
Entscheidung der Gesell- 
schaft." (S. 8) 

• Schröder hatte Überle- 
gungen der „Rürup-Kom- 
mission", das gesetzliche 
Rentenalter anzuheben, als 
»erwägenswert" bezeichnet 
hatte (Bild-Zeitung, 29.04. 
2003). Auch in diesem 
funkt konnte er sich nicht 
durchsetzen. Der Leitantrag 
Plädiert lediglich für eine 
Anhebung des tatsächlichen 
Eintrittsalters: 
»Deshalb ist es unabding- 
bar, das tatsächliche durch- 
schnittliche Eintrittsalter in 
e,ne Altersrente von heute 
"2,5 Jahren anzuheben und 
uer im Gesetz vorgesehenen 
Regelaltersgrenze deutlich 
anzunähern." (S. 28) 

3. „PERSPEKTIV- 
ANTRAG" „WEGE 

ZU   EINEM   NEUEN 
FORTSCHRITT" 

V0M   19.   MAI  2003 

Als Ergänzung des Leit- 
ar>trages beschloss der SPD- 
parteivorstand am 19. Mai 
einen Perspektivantrag" mit 
dcrn Titel „Wege zu einem 

neuen Fortschritt". Mit die- 
sem soll eine SPD-interne 
Arbeitsgruppe beauftragt 
werden, bis zum Bundespar- 
teitag Mitte November Vor- 
schläge zu den aufgelisteten 
Punkten auszuarbeiten. 

Auch der „Perspektivan- 
trag" enthält eine Reihe von 
Punkten, die den wenigen 
positiven Reform-Signa- 
len der Agenda entgegen- 
stehen und diese damit neu- 
tralisiert: 

• Erhöhung der Erb- 
schaftsteuer: 

„Große Privatvermögen 
sind im Erbfall auch künftig 
für die Finanzierung von 
Aufgaben im Sinne des Ge- 
meinwohls heranzuziehen." 
(Seite 5) 

m Einführung einer 
Kapitalertragsteuer: 

„Es ist ein Gebot der sozialen 
Gerechtigkeit, zur Finanzie- 
rung der Staatsaufgaben 
sämtliche Einkünfte heran- 
zuziehen. Dazu gehören 
auch Kapitalerträge, die in 
der Vergangenheit und auch 
heute noch nicht vollständig 
besteuert werden." (Seite 5) 

m Umgestaltung der 
Sozialversicherungen 
zu einer allgemeinen 
Bürgerversicherung: 

„Die von der Bundesregie- 
rung einberufene Kommis- 
sion für die Nachhaltigkeit 

in der Finanzierung der 
Sozialen Sicherungssys- 
teme erarbeitet gegenwär- 
tig Vorschläge. Dazu ge- 
hört auch die Frage, wie die 
Finanzierung insbeson- 
dere von Renten- und 
Pflegeversicherung lang- 
fristig gesichert werden 
kann, in welchem Maß 
das über Steuern und 
Beiträge erfolgen soll und 
welche Personengruppen 
in die sozialen Versiche- 
rungssysteme einzubezie- 
hen sind." (Seite 5 f.) 

4.   FAZIT 

Die Sprecherin der SPD- 
Linken, Andrea Nahles, und 
DGB-Chef Michael Som- 
mer stellen denn auch nun- 
mehr fest: 

„Das ist ein Beschluss, 
der eine gute Grundlage ist, 
dass wir uns am 1. Juni eini- 
gen." Andrea Nahles (ARD, 
19.05.2003) 

„Wenn ich Schröders 
Regierungserklärung mit 
dem Leitantrag zum SPD- 
Parteitag vergleiche, dann 
muss ich den vielen, vielen 
Menschen danken, die uns 
in den vergangenen Tagen 
und Wochen unterstützt ha- 
ben. Wir haben etwas er- 
reicht. Die gröbsten Klötze 
sind weg." Michael Som- 
mer (Hannoversche All- 
gemeinen Zeitung, 26.05. 
2003) UD 
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AUSLANDSBESUCH 

AUDIENZ   BEIM   PABST 

„Enge und gute Beziehungen zur katho- 
lischen Kirche sind für uns sehr wichtig" 

Die CDU Deutschlands war, 
ist und bleibt der Anwalt 
christlicher Werte in der öf- 
fentlichen Diskussion. Dies 
versicherte die Vorsitzende 
der CDU Deutschlands, An- 
gela Merkel, Papst Johan- 
nes Paul II. bei ihrer Audi- 
enz im Vatikan. 

„ Es war für mich ein sehr 
bewegendes Erlebnis, mit 
dem Heiligen Vater zu 
sprechen", sagte die Partei- 
und Fraktionsvorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion nach dem 30 minütigen 
Treffen mit dem Oberhaupt 
der katholischen Kirche. „Für 
die Partei und ihre 600.000 
Mitglieder war dies ein ganz 
bedeutender Termin. Enge 
und gute Beziehungen zur ka- 
tholischen Kirche sind für uns 
sehr wichtig". Die CDU-Vor- 
sitzende versicherte Papst Jo- 
hannes Paul II., dass sich die 
CDU Deutschlands für die 
Aufnahme eines Gottesbe- 
zugs und einer Definition der 
Rolle der Kirchen in der 
zukünftigen europäischen 
Verfassung einsetzen werde. 
Ihr Gespräch habe sie in der 
Überzeugung bestärkt, dass 
die Europäer nicht auf die 
christliche Rückbindung ihrer 
Identität  verzichten  sollten, 

ohne dabei „an- 
dere Religionen 
in irgendeiner 
Weise zu benach- 
teiligen," erklärte 
Angela Merkel. 

Bei der Be- 
gegnung mit dem 
Papst kam auch 
das Thema Irak 
zur Sprache. Man 
sei sich einig ge- 
wesen, dass ein Krieg nur als 
letzter Ausweg zulässig sei. 
Angela Merkel sprach sich zu- 
dem dafür aus, der christli- 
chen Minderheit im Irak eine 
sichere Existenz zu verschaf- 
fen. Während ihres eintägigen 
Rom-Besuchs traf die Par- 
tei- und Fraktionsvorsitzende 
auch mit Kardinalstaatsse- 
kretär Angelo Sodano, dem 
Präfekten der Glaubenskon- 
gregation, Kardinal Joseph 
Ratzinger, sowie mit Kardinal 
Walter Kasper, dem Präsiden- 
ten des Päpstliches Rats zur 
Förderung der Einheit der 
Christen, zusammen. Zuvor 
hatte eine Begegnung mit 
Staatspräsident Carlo Azegl io 
Ciampi stattgefunden. Nach 
der Audienz beim Papst begab 
sich die CDU-Vorsitzende 
zum Präsidenten der Abge- 
ordnetenkammer, Pier Ferdi- 

nando Casini. Ein Gespräch 
mit dem italienischen Mini- 
sterpräsidenten Silvio Ber- 
lusconi, dessen Partei „Forza 
Italia", ebenso wie die CDU, 
der Europäischen Volkspartei 
angehört, rundeten den Auf- 
enthalt ab. 

Bei ihrem Besuch in der 
italienischen Hauptstadt wur- 
de Angela Merkel von der 
stellvertretenden Vorsitzen- 
den der CDU Deutschlands 
Annette Schavan, der stellver- 
tretenden Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Maria Böhmer, dem Be- 
auftragten für Kirchen und 
Religionsgemeinschaften der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Hermann Kues, und dem 
Ersten Parlamentarischen Ge- 
schäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Volker 
Kauder, begleitet. 
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CDU-THüRINGEN ' 

Weichen für die Zukunft gestellt 
Nach elf Jahren an der Re- 
gierungsspitze in Thürin- 
gen hat Ministerpräsident 
Bernhard Vogel auf eige- 
nen Wunsch sein Amt an 
Dieter Althaus übergeben. 

Die Übergabe des Staffel- 
stabes hatte Bernhard Vogel 
bereits zwei Wochen zuvor 
auf einem Landesparteitag 
angekündigt. In Gera hatte 
Bernhard Vogel eine ein- 
drucksvolle Bilanz seines 
Wirkens als Landesvater ge- 
zogen und Partei und Frak- 
tion Dieter Althaus als seinen 
Nachfolger empfohlen. „Ich 
nin 1992 gekommen, weil 
Sie mich gerufen haben. Ich 
Sollte helfen", sagte ein be- 
legter Landesvater. „Jetzt 
'stinderThüringerCDUeine 
Mannschaft herangewach- 
sen, die es selber kann." Er 
selbst sei munter und frisch 
und würde sich zutrauen, bei 
den Landtagswahlen 2004 
noch einmal anzutreten. Es 
§ebe nur einen Grund, jetzt 
di>s Amt zu übergeben: „Vier 
Fünftel der Wahlperiode sind 
vorbei. Das Land muss recht- 
Zeitig vor der Wahl erfahren, 
dass mein Nachfolger es 
kann." Er sei stolz auf Thü- 
r'ngen, rief er den sichtlich 
bewegten Delegierten zu, 
Vorauf diese sich von den 
"'ätzen erhoben und ihm 
ange und überaus herzlichen 
Beifall spendeten. 

Bernhard Vogel gilt 
längst als ein Minister- 
präsident der Rekorde: 
Er ist der Regierungs- 
chef mit der längsten 
Amtszeit in der deut- 
schen Geschichte und 
der einzige, der in zwei 
Bundesländern regierte 
-erst in Rheinland-Pfalz und 
dann in Thüringen. Zu den 
Rekorden gehören auch sie- 
ben siegreiche Landtags- 
wahlen. Vier Mal war er in 
Rheinland-Pfalz zum Mi- 
nisterpräsidenten gewählt 
worden, drei Mal in Thürin- 
gen. Und wenn er sein Amt 
nicht vorher an Althaus ab- 
gegeben hätte, wäre er zum 
dritten Mal Bundesratspräsi- 
dent geworden, was wohl 
ebenfalls einen Rekord dar- 
gestellt hätte. Er werde der 
Politik weiterhin erhalten 
bleiben, kündigte Bernhard 
Vogel an: als Landtagsabge- 
ordneter, als Mitglied des 
Bundesvorstands der CDU 
Deutschlands und als Vorsit- 
zender der Konrad-Adenau- 
er-Stiftung. 

Angela Merkel erklärte zu 
der Entscheidung Bernhard 
Vogels: „Die Verantwortung 
für das Land Thüringen vor 
Ablauf der Legislaturperiode 
in die Hände eines Jüngeren 
zu legen und damit den Ge- 
nerationswechsel zu erleich- 
tern, verdient Respekt und 

Anerkennung." Vogel habe 
mit großem persönlichem 
Einsatz und mit seiner enor- 
men politischen Erfahrung 
Thüringen zu einem selbstbe- 
wussten Freistaat gemacht. 

Bei der Wahl im Thürin- 
ger Landtag zum neuen Mini- 
sterpräsidenten stimmten 47 
der insgesamt 83 anwesen- 
den Abgeordneten für Dieter 
Althaus. Gegen ihn votierten 
34 Parlamentarier, 2 enthiel- 
ten sich der Stimme. Nach 
seiner Wahl kündigte der 
neue Ministerpräsident an, 
die Politik Bernhard Vogels 
fortzusetzen und weiter zu 
entwickeln. Angela Merkel 
wünschte dem neuen Mini- 
sterpräsidenten alles Gute 
und viel Erfolg. Sie sei sich si- 
cher, dass er an die groß- 
artigen Leistungen seines 
Vorgängers anknüpfen und 
Thüringen weiter in eine gute 
Zukunft führen werde. Er 
kenne das Land und die Men- 
schen. Durch seine bisherige 
politische Tätigkeit habe sich 
Althaus für diese große Her- 
ausforderung empfohlen. 
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AUS    DEM    KONRAD- AD ENAUER-HAUS 

InternetNight heisst jetzt MediaNight 
Findet auch in diesem Jahr 
wie gewohnt eine Internet- 
Night statt? Ja und Nein, 
denn die InternetNight 
heißt jetzt MediaNight. 
Ansonsten bleibt aber alles 
so wie sie war: spannend, 
bunt und interessant. 

Trotz der Namensände- 
rung knüpft die CDU 
Deutschlands an die Tradi- 
tion der beiden letzten Jahre 
an, Die bewährte Mischung 
aus Information, Unterhal- 
tung und Party bleibt erhal- 
ten. Durch das neue Vcran- 
staltungskonzept konnte das 
inhaltliche Spektrum der 
Workshops erweitert wer- 
den. So finden sich neben 

den Workshops rund um das 
Thema „Internet" weitere 
Angebote zur Werbekrise 
und deren Auswirkung auf 
die nationale Medien land- 
schaft sowie zur Musikwirt- 
schaft mit den spezifischen 
Themen dieser Branche. 

Von Seiten der CDU sind 
die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands, Angela Mer- 
kel, der CDU-Generalse- 
kretär Laurenz Meyer sowie 
- als Moderatoren  in den 

Arne Delfs verstärkt Pressestelle 
des Konrad-Adenauer-Hauses 

Seit dem ersten Juni hat der 
Pressesprecher der CDU 
Deutschlands, Claus 
Zemke, einen Stellvertreter. 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer: „Mit Arne Delfs ist 
es gelungen, einen mit den 
Pressegeflogenheiten der 
Hauptsstadt bestens vertrau- 
ten Journalisten zu gewin- 
nen." Der promovierte Ame- 
rikanist arbeitete zuvor im 
gemeinsamen Parlaments- 
büro der WELT und der Ber- 
liner Morgenpost. Das jour- 
nalistische Handwerk er- 
lernte der 37 Jährige in der 

Axel Sprin- 
ger Journali- 
sten Schule. 
Während 
seines Vo- 
lontariats 

durchlief er die Redaktionen 
der HÖRZU in Hamburg, 
der BILD-Zeitung in Berlin 
und des Springer-Auslands- 
dienstes in New York. Zuvor 
arbeitete Arne Delfs bei den 
US-Zeitungen „Washington 
Times" und „Trenton Ti- 
mes" sowie beim politischen 
Wochenmagazin „The Na- 
tion" in New York. 

Workshops - die Bundes- 
tagsabgeordneten Bernd 
Neumann (Medienpolitik), 
Martina Krogmann (Neue 
Medien) sowie Steffen Kam- 
peter (Musik)dabei. Für zwei 
weitere Workshops konnten 
der Internetsprecher der 
CDU Deutschlands, Thomas 
Heilmann, und der Sprecher 
„Neue Technologien" der 
Landtagsfraktion in NRW, 
Michael Brinkmeier, gewon- 
nen werden. Ein Ausblick in 
die Zukunft von Georg Ko- 
tier (Vorsitzender der Ge- 
schäftsführung, Premiere 
Fernsehen GmbH), gute Ge- 
spräche, neue und alte Kon- 
takte sowie Anregungen und 
Impulse runden das informa- 
tive Workshopangebot ab. 
Musikalisch umrahmt wird 
der Abend von der Pop-Sän- 
gerin Curly („Anywhere at 
all") und der Nr. 1 in den 
deutschen Single-Charts, 
Yvonne Catterfeld („Für 
Dich"). 

UiliV/J 
Umfangreiche 

Informationen zu 
dieser Veranstaltung 

finden Sie auf 
www.medianight.cdu.de 
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WAHLEN   IN   BREMEN ' 

Große Koalition bestätigt 
Entgegen dem Abwärts- 
trend der Bundes-SPD von 
Kanzler Gerhard Schrö- 
der gelang es der Bremer 
SPD, die Wahlen zur Bre- 
mer Bürgerschaft mit nur 
minimalen Verlusten zu 
gewinnen. 

Anders als bei den Land- 
tagswahlen in Hessen und 
Niedersachsen, bei denen die 
SPD im Februar erhebliche 
Verluste hinnehmen musste 
und die CDU stark zulegen 
konnte, gelang es dem Bre- 
uer SPD-Spitzenkandidaten 
Scherf, sich vom Bundes- 
trend abzusetzen. Bei einer 
Bundestagswahl im Mai hät- 
te die SPD bundesweit ledig- 
üch 26 % Zustimmung erhal- 
ten. Aus diesem Grund hatte 
die Bremer SPD in ihrem 
Wahlkampf fast vollständig 
auf Auftritte der SPD-Bun- 
desprominenz, besonders 
Kanzler Schröder, verzich- 
tet. Sie setzte ausschließlich 
auf die hohe Popularität von 
Regierungschef Scherf, eine 
klare Koalitionsaussage zu- 
gunsten der CDU sowie eine 
Betonung regionaler Politik- 
themen. 

Parteiübergreifend wurde 
^as Wahlergebnis als eine 
Bersönlichkeitswahl für 
Scherf gewertet, der sich 
über Parteigrenzen hinweg 
auf eine breite Zustimmung 
Nützen kann und sein politi- 

sches Schicksal mit dem 
Wahlausgang verbunden 
hatte. Der Sieg der SPD sei 
ganz klar ein Auftrag für das 
Projekt, für das er seit 8 Jah- 
ren eintrete, sagte Bürger- 
meister Henning Scherf. 
„Das ist ein Ergebnis für die 
große Koalition". Auch der 
zweite Bürgermeister und 
CDU-Spitzenkandidat Hart- 
mut Perschau sprach von ei- 
nem klaren Wählervotum für 
die Fortsetzung der großen 
Koalition. Die Verluste der 
CDU von sieben Prozent- 
punkten führte er auf die 
Wählerwanderung von der 
CDU zur SPD zurück, dessen 
Ursache in der Angst der 
Wähler vor Rot-Grün liege. 
Die Wähler hätten sich nicht 
für die SPD entschieden son- 
dern für Scherf, den sie als 
Garanten für eine Stabilisie- 
rung der großen Koalition 
gesehen hätten. Der CDU- 
Landesvorsitzende Bernd 
Neumann zeigte sich von 
dem Wahlergebnis ent- 
täuscht und sprach von einem 
„Bluttransfer für Herrn 
Scherf', den die CDU ge- 
leistet habe. Nachdem in 
den Meinungsumfragen ein 
Kopf an Kopf-Rennen von 
CDU und SPD prognosti- 
ziert worden sei, habe Bür- 
germeister Scherf verkündet, 
dass er nicht mehr zur Verfü- 
gung stehen werde, wenn die 

CDU stärkste Partei werden 
sollte. Daher hätten sich viele 
Wählerinnen und Wähler, 
die eigentlich die CDU un- 
terstützen wollten, für Scherf 
ausgesprochen, um eine 
große Koalition zu ermögli- 
chen. „Wir haben nicht auf 
Platz gesetzt, sondern auf 
Sieg", so Bernd Neumann. 
Wahlforscher bestätigen 
diese Einschätzung: Hätte 
die CDU gewonnen, hätte 
sich die CDU in der Opposi- 
tion wieder gefunden. Die 
SPD als Juniorpartner in ei- 
ner Großen Koalition wäre 
für Henning Scherf innerpar- 
teilich nicht durchsetzbar ge- 
wesen. Eine rot-grüne Regie- 
rung hätte die Macht im Rat- 
haus übernommen. 

Nach Ansicht des Main- 
zer Wahlforschers Jürgen 
Falter hätten viele CDU- 
Sympathisanten für die SPD 
gestimmt, um Rot-Grün zu 
verhindern. Der Duisburger 
Wahlforscher Karl-Rudolf 
Körte führt die Verluste der 
CDU auf den Strategienach- 
teil eines kleineren Koaliti- 
onspartners zurück. Die 
CDU habe sich in einer Kon- 
sensfalle befunden und habe 
sich auf Grund der ange- 
strebten Fortführung der Ko- 
alition unter Scherf nichtpro- 
fdieren können. Diese Ein- 
schätzungen werden durch 
eine    Analyse    der    For- 
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'WAHLEN   IN   B R E M EN 

schungsgruppe Wahlen ge- 
stützt. In einer Umfrage stell- 
te die Forschungsgruppe 
Wahlen fest: 
• der CDU wird bei den 
Themen Arbeitsplätze, Wirt- 
schaft und Finanzen eine 
höhere Kompetenz als der 
SPD eingeräumt. Aufgrund 
der Konstellation der wahl- 
entscheidenden Faktoren 
hatten die höheren Kompe- 
tenzwerte keinen Einfluss 
auf die Stimmabgabe, 
• 59 % der Wähler wünsch- 
ten die Fortsetzung der Gro- 
ßen Koalition, 
• Für die klare Mehrheit von 
71 % bilden Henning Scherf 

und Hartmut Perschau ein 
gutes Regierungsteam, 
• Für 65 Prozent der Bremer 
Wähler war die Politik für 
Bremen wichtiger als die 
Bundespolitik. 

Die SPD kam bei den 
Bürgerschaftswahlen bei 
minimalen Einbußen auf 
42,3 Prozent, während die 
seit 8 Jahren in der großen 
Koalition mitregierende 
CDU von 37,1 Prozent auf 
29,9 verlor. Die Grünen leg- 
ten von 8,9 auf 12,8 Prozent 
zu. Die FDP steigerte sich 
landesweit von 2,5 auf nur 
4,2 Prozent, stellt aber den- 
noch  erstmals  seit Jahren 

wieder einen Abgeordneten 
in der Bürgerschaft, weil sie 
im Bremerhaven mit 5,6 
Prozent die Fünf-Prozent- 
Hürde übersprang. Wegen 
der bei Bürgerschafts wäh- 
len in der Stadt Bremen und 
Bremerhaven getrennt gel- 
tenden Sperrklauseln zieht 
auch die DVU erneut mit ei- 
nem Vertreter in den Land- 
tag ein. Sie kam in ganz Bre- 
men nur auf 2,3 Prozent, 
in Bremerhaven aber auf 
7,1 Prozent. Keinen Bürger- 
schaftsabgeordneten ent- 
sendet die Partei des Ham- 
burger Innensenators Ro- 
nald Schill. 

LAURENZ   MEYER: 

Votum gegen Rot-Grün 
Das Wahlergebnis von 
Bremen ist ein klarer Er- 
folg für Henning Scherf. 
Gratulation an den Wahl- 
sieger. Seine Strategie 
„Die Große Koalition und 
einen Bürgermeister 
Scherf gibt es nur, wenn 
die SPD vorn bleibt", ist 
aufgegangen. 

Ganz offensichtlich 
wollten die Bremer eine 
Fortsetzung der Großen Ko- 
alition mit Henning Scherf 
und Hartmut Perschau, und 
unterdemEindruckderletz- 
ten Kopf-an-Kopf-Umfra- 
gewerte sind viele Wähler 

von der CDU zur SPD hinü- 
bergeschwenkt - aus Sicht 
der Union zu viele. 

Das Bremer Ergebnis 
zeigt aber auch: Rot-Grün 
schreckt die Wähler im 
Bund und in den Ländern 
ab. Henning Scherf hat 
Bremen zur Schröder- 
freien Zone erklärt und sich 
jegliche Einmischung des 
Kanzlers und seiner Berli- 
ner Chaos-Truppe in den 
Wahlkampf verbeten. Das 
zeigt: Nur gegen Schröder 
kann die SPD derzeit 
Wahlen gewinnen. Alle 
SPD-Landesverbände wer- 

den das Ergebnis von Bre- 
men als Rat verstehen, sich 
möglichst weit von Berlin 
abzusetzen, wenn sie Er- 
folg haben wollen. Minis- 
terpräsident Steinbrück in 
Nordrhein-Westfalen ver- 
hält sich offensichtlich be- 
reits so. 

Die erfolgreiche Große 
Koalition in Bremen hat 
jetzt eine breite Mehrheit in 
der Bürgerschaft. Vor der 
Wahl haben beide Parteien 
klar gesagt, dass sie die Ko- 
alition fortsetzen wollen. 
Was vor der Wahl gilt, wird 
auch nach der Wahl gelten. 
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EU-VERFASSSUNG ' 

Für eine demokratischere Europäische Union 
"er Internationale Karls- 
Preis der Stadt Aachen 
^urde in diesem Jahr an 
den vormaligen Präsiden- 
ten der Französischen Re- 
publik und amtierenden 
Vorsitzenden des Euro- 
päischen Konvents, Vale- 
ry Giscard d'Estaing, ver- 
gehen. 

Wie auch in den Jahren 
Zuvor nahmen der außenpo- 
'"tischer Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
Friedbert Pflüger und der 
^DU-Europaabgeordnete 
^rrnin Laschet diese beson- 
dere Preisverleihung zum 
Anlass eine Festschrift zum 
Karlspreis herauszugeben, 
^'t dem diesjährigen Band 
r'chten sie den Blick auf das 
*-and des jeweiligen Preis- 
Wägers, auf die bilateralen 
Beziehungen sowie auf die 
europäischen Impulse, die 
"tat ihm verbunden sind. In 
^ern Buch „Frankreich in Eu- 
r°Pä' (ISBN 3-924182-56- 
ö) kommen Kenner und Ge- 
malter der europäischen Poli- 
llk zu Wort, darunter die 
v-DU-Partei- und Fraktions- 
v°rsitzende Angela Merkel, 
^U-Kommissar und Kon- 
Ventsmitglied Michel Bar- 
ker und der Leiter der EVP- 
^onventsgruppe Elmar Brok. 
^le entwickeln europäische 

erspektiven und analysie- 
ren die Rolle Deutschlands 

Adenauer- 
Stiftung 

Das 
und de 

Weimarer 
r Verfassun 

Dreieck 
gskonvent 

H^W^ 

T   """"'" m  p-"" 
£ty^ 

L 

Wolfgang Schäuble, Friedbert Pflüger, 
undJanusz Reiter (v. I. n. r.) 

und Frankreichs als Motor 
der Europäischen Einigung. 

Die Präsentation des Bu- 
ches „Frankreich in Europa" 
erfolgte während eines Podi- 
umsgesprächs zur Zukunft 
Europas unter dem Dach der 
Konrad-Adenauer-Stiftung. 
Moderiert von Armin La- 
schet diskutierten der frühere 
Botschafter Polens, Janusz 
Reiter, das französische Mit- 
glied des Europäischen Kon- 
vents, Alain Lamassoure, 
und der stellvertretende 
CDU/CSU-Fraktionsvorsit- 
zenden Wolfgang Schäuble 
über den besonderen Beitrag 
Polens, Frankreichs und 
Deutschlands zur zukünfti- 
gen Entwicklung der EU. 
Konsens herrschte, dass die 
EU sich nicht gegen die USA 
definieren dürfe, sondern 
den starken und selbstbewus- 
sten Pfeiler der Atlantischen 
Brücke aufbauen müsse. Ins- 
titutionell komme es darauf 
an, die EU demokratischer 
und transparenter zu gestal- 

Alain Lamassoure, Armin Laschet 

ten, was insbesondere durch 
die Wahl des Präsidenten der 
Europäischen Kommission 
durch das Europäische Parla- 
ment erreicht werde. Lamas- 
soure und Schäuble, die für 
die EVP die Grundzüge einer 
Verfassung erarbeitet haben, 
zeigten sich zufrieden über 
die erreichten Fortschritte für 
die verbleibenden Arbeiten 
des Konvents, mahnten aber 
weitere Schritte an. 

Friedbert Pflüger kriti- 
sierte in seinem Schlusswort, 
dass die rot-grüne Regierung 
mit ihrer Personaldiskussion 
über den europäischen Aus- 
senminister ein Amt bean- 
spruche, welches es noch gar 
nicht gebe. Dies bestätige die 
kleineren Mitgliedsstaaten in 
ihrer Skepsis, die großen 
Länder würden stets über die 
Köpfe der anderen hinweg 
versuchen, Fakten zu schaf- 
fen. Ein Europa von 25 Mit- 
gliedsstaaten erfordere aber 
ein gutes Miteinander von 
kleinen und großen Ländern. 
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EAK 

ÖKUMENISCHER   KIRCHENTAG 

Die geistigen Kräfte des Christentums 
sind unverzichtbar 

„Ihr sollt ein Segen sein!"- 
so lautete das ermutigen- 
de Motto des 1. Ökumeni- 
schen Kirchentages, der 
Christen der unterschied- 
lichsten Konfessionen zu- 
sammengeführt hat. Der 
Evangelische Arbeitskreis 
der CDU/CSU nahm dies 
zum Anlass, noch einmal 
ganz besonders auf die öku- 
menische Bedeutung der 
Union generell und seinen 
eigenen, spezifischen Bei- 
trag diesbezüglich hinzu- 
weisen. 

Am 30. Mai lud er zum 
Vortrag des Altbundeskanz- 
lers Helmut Kohl zum 
Thema „Union und Öku- 
mene" in die Urania sowie 
am Abend zum Kirchentags- 
empfang mit der Parteivor- 
sitzenden Angela Merkel 
und vielen Ehrengästen aus 
Kirche und Politik ins Kon- 
rad-Adenauer-Haus ein. Jo- 
chen Borchert, der Bundes- 
vorsitzende des EAK, emp- 
fing Helmut Kohl unter 
großem Beifall der Anwe- 
senden. In der Union, so Bor- 
chert in seinen einleitenden 
Worten, würden wir im poli- 
tischen Alltagsgeschäft im- 
mer wieder erleben, wie 
wichtig es in einer zuneh- 

mend unübersichtlich wer- 
denden Welt sei, dass Chri- 
sten sich-trotz all ihrer Ver- 
schiedenheiten - ihres ge- 
meinsamen Auftrages für 
diese Welt bewusst seien. 
Dies sei im wahrsten Sinne 
des Wortes ein „Segen" für 
unser Land. Ein „Segen" sei 
es aber auch, dass wir in den 
zurückliegenden Jahrzehn- 
ten lernen durften, dass in 
sehr vielen gesellschaftspo- 
litischen und ethischen Fra- 
gen konfessionsübergrei- 
fendc christdemokratische 
Politik in „versöhnter Ver- 
schiedenheit" möglich ge- 
worden sei. Ökumenische 
Verständigung sei schließ- 
lich nicht nur allein die An- 
gelegenheit der rein kirchli- 
chen Ebenen, alsoderDialog 
der Kirchen untereinander, 
sondern bezeichne auch die 
Verständigung der Christen 
untereinanderbei der wichti- 
gen und großen Aufgabe der 
politischen Gestaltung auf 
der Basis des christlichen 
Glaubens, seiner Werte und 
seines Menschenbildes. Das 
Thema „Union und Ökume- 
ne" dränge sich also förmlich 
von selbst auf. 

In seiner etwa einstündi- 
gen Rede, die mitreißend- 

lebendig und teilweise so- 
gar von Humor und viel 
Fröhlichkeit getragen war, 
spannte der Altbundeskanz- 
ler noch einmal einen wei- 
ten thematischen Bogen 
zwischen unserer heutigen 
gesellschaftlichen Situation 
und der Wirklichkeit des 
Jahres 1945. Er erinnerte 
zunächst an den richtungs- 
weisenden Gründungsauf- 
ruf der Berliner CDU vom 
26. Juni 1945, in dem die 
„kulturgestaltenden sittli- 
chen und geistigen Kräfte 
des Christentums" in pro- 
grammatischer Weise als 
unverzichtbar für den Neu- 
anfang und die Zukunft 
Deutschlands in Freiheit 
und Demokratie benannt 
wurden. In einem großen ge' 
schichtlichen Überblick, an- 
gereichert durch die vieltäl' 
tigen Erfahrungen persönh' 
eher Zeitgenossenschaft- 
beschrieb Kohl den Weg aus 
den Trümmern hin zur ge' 
festigten Bundesrepublik- 
Durch die beeindruckende 

Integrationskraft der Union 
sei es gelungen, die sich b>s 

dato starr voneinander ab' 
grenzenden konfessionelle11 

Milieus innerparteilich zü 

einem  Großteil   aufzuwe'' 
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EAK 

chen und so manche Fronten 
tischen den Christen auf 
dem gemeinsamen Weg der 
Politischen Gestaltungsver- 
antwortung zu überwinden. 

Chri stdemokrati sehe 
Politik 

In der anschließenden 
Diskussion wurden viele be- 
rgende Themen gestreift, 
So z.B. die bleibende Not- 
wendigkeit der verlässli- 
ehen Wertebindung, damit 
2üsammenhängende Fragen 
der Bildungspolitik, der 
künftigen gesamtgesell- 
Schaftlichen Reformpro- 
*esse und des Verhältnisses 
tischen Staat und Kirche, 
^er Altbundeskanzler ver- 
band es virtuos, die wesent- 
llchen Grundanliegen und 
^'elperspektiven christde- 
^okratischer Politik als 
Weiterhin richtungsweisend 
Ur)d zukunftsorientierend zu 
vermitteln.Aufder Basis der 
christlichen Werte und des 
christlichen Menschenbil- 
des werde Deutschland auch 
Weiterhin eine Zukunft ha- 
^en und es bestehe keine 

eranlassung dazu, nun in 
e'n hoffnungsloses gesamt- 
gesellschaftliches Lamento 
*u verfallen. Die weitere 
°kumenische Verständi- 
gung zwischen den ver- 
miedenen christlichen Be- 
enntnissen, aber auch der 

L 

gesamte Beitrag der Kir- 
chen, die allerdings bei 
ihrem eigentlichen Auftrag 
bleiben müssten, sei hierzu 
jedoch ebenfalls vonnöten. 

Am Abend eröffnete die 
Parteivorsitzende Angela 
Merkel die Reihe der promi- 
nenten Redner beim 2. Emp- 
fang des EAK anlässlich 
eines Kirchentages im 
gut besuchten Foyer der 
CDU-Bundesgeschäftsstel- 
le. Auch sie unterstrich die 
bleibende Bedeutung der 
christlichen Wertvorstel- 
lungen für die Union. Sie 
nahm dabei das Motto des 
Kirchentages zum Anlass, 
darauf hinzuweisen, dass 
das politische Alltagsge- 
schäft aus der Sicht vieler 
Bürger ja bisweilen auch als 
das Gegenteil von Segen er- 
scheine. Deshalb sei die 
Union gerade hier immer 
wieder aufgerufen, glaub- 
würdige Akzente zu setzen. 

Dem Evangelischen Ar- 
beitskreis dankte sie für sei- 
nen erfolgreichen und un- 
verzichtbaren Beitrag hier- 
zu. Der EAK sei in seiner 
Geschichte zwarnichtselten 
auch in seiner mahnenden 
und unbequemen Funktion 
in Erscheinung getreten, 
und zwar gleichermaßen 
parteiintern wie -extern, ge- 
rade hier liege aber seine 
große Bedeutung für die 
Partei. Kardinal Sterzinsky 
unterstrich die integrative 
und ökumenische Bedeu- 
tung des EAK und der 
Ratsvorsitzende der EKD, 
Manfred Kock, wünschte 
ihm und dem scheidenden 
EAK-Bundesvorsitzenden, 
Jochen Borchert, — vor dem 
Hintergrund jahrelanger, 
gedeihlicher Verbindung - 
auch weiterhin viel Erfolg 
und Segen. Der neu ge- 
wählte Berliner CDU-Lan- 
desvorsitzende, Joachim 
Zeller, und der katholische 
Präsident des ersten Öku- 
menischen Kirchentages, 
Prof. Dr. Hans Joachim 
Meyer, schlossen die Red- 
nerliste. Das Zusatzpro- 
gramm des Evangelischen 
Arbeitskreises zum ersten 
Ökumenischen Kirchentag 
in Berlin war ein voller 
Erfolg und der enorme zah- 
lenmäßige Zuspruch der Be- 
sucher zeigte augenfällig, 
wie „segensreich" er für 
die Partei ist! UD 
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JAHRESTAG 

17. Juni 1953 
Ein Aufstand für die Freiheit 

Am 17. Juni vor 50 Jahren 
erhoben sich die Men- 
schen in der Sowjetischen 
Besatzungszone gegen die 
Unrechtsherrschaft. Es 
war der erste Aufstand der 
Massen im Einflussbe- 
reich der stalinistischen 
Sowjetunion überhaupt. 

Die Frauen und Männer 
dieser Bewegung forderten 
ein besseres und selbst 
bestimmtes Leben, als es 
die Diktatur erlaubte. Am 
16. Juni demonstrierten die 
Bauarbeiter im Ostteil Ber- 
lins. Am Tag darauf erhob 
sich das Volk im ganzen 
Land für die Freiheit. „Kolle- 
gen reiht Euch ein - wir wol- 
len freie Menschen sein." Mit 
diesem Ruf gingen die Men- 
schen auf die Straßen und 
Plätze. Was als Protest gegen 
die Arbeitsvorgaben des Re- 
gimes begann, wurde zum 
allgemeinen Fanal für Frei- 
heit und deutsche Einheit. 

Zentrale Veranstaltung 
der CDU Deutschlands anläs- 
slich des Volksaufstands ist 
ein Empfang am 16. Juni im 
Konrad-Adenauer-Haus. Als 
Hauptredner wird Helmut 
Kohl, Bundeskanzler a.D. 
der Bundesrepublik Deutsch- 
land, den Ereignissen in der 
DDR gedenken. „Mit der 
Veranstaltung „Aufstand für 

die Freiheit - der 17. Juni 
1953" setzt die Christlich De- 
mokratische Union Deutsch- 
lands ein Zeichen für den Mut 
zur Freiheit, wie ihn die 
Frauen und Männer des 17. 
Juni bewiesen haben und der 
bis heute Ansporn und Ver- 
pflichtung unserer Politik 
ist," kündigte Angela Merkel 
in der Einladung an. 

Engagement vor Ort 

Da aus Anlass des 50. 
Jahrestags dieses Ereignis- 
ses eine Vielzahl von Ge- 
denkfeiern und -Veranstal- 
tungen stattfinden, hat die 
CDU Bundesgeschäftsstelle 
zur Unterstützung Ihrer Ar- 
beit vor Ort mehrere Mate- 
rialien vorbereitet. Unter 
www. cdunet.de finden Sie 
eine Muster-Rede, ein ent- 
sprechendes Grußwort und 
eine Anzeigenvorlage. Wie 
man dieses Ereignis auf eine 
ganz andere Art würdigen 
kann zeigt eine Initiative des 
Kreisverbands Groß-Gerau. 
Unter der Internet-Adresse 
www.17Junil953.info fin- 
det der Internet-Nutzer ne- 
ben zahlreichen Informatio- 
nen zu dem „Volksaufstand" 
ein Gewinnspiel zu diesem 
historischen Thema. 

Eine wichtige Vor- 
aussetzung für das 
Gelingen der Voll- 
endung der deut- 
schen Einheit ist das 
gemeinsame Verständnis 
überdie DDR von ost- und 
westdeutschen Bundes- 
bürgern. Die Herausfor- 
derung besteht in einer 
Annährung derjenigen, 
die in der DDR gelebt 
haben, und derjenigen, 
deren DDR-Bild über 
Dritte bestimmt war. Die 
Konrad-Adenauer-Stif- 
tung hat jetzt aus aktuel- 
lem Anlass die Rede der 
CDU-Vorsitzenden An- 
gela Merkel vom 13. Juni 
2002 „Die DDR im Ge- 
schichtsbewusstsein der 
Deutschen" veröffent- 
licht. In dieser Rede rief 
die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands dazu auf, ei- 
nerseits die Erinnerung an 
das Leid der Opfer des 
DDR-Regimes wach zu 
halten; andererseits sich 
die besonderen Fähigkei- 
ten der ehemaligen DDR- 
Bürger für ein zukunftso- 
rientiertes Deutschland 
zunutze zu machen. Ein- 
zelexemplare der Rede 
„Die DDR im Geschichts- 
bewusstsein der Deut- 
schen" können via Fax 
02241-246591 bestellt 
werden. Die Rede finden 
Sie auch aufwww.kas.de 
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KARL-JOSEF LAUMANN : 

Boom bei den 
Minijobs - ein Er- 
folg für die Union 

^um Bericht in der Finan- 
C|al Times Deutschland „Re- 
'0rni löst Boom bei Minijobs 
aus" erklärte der Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe 
Ortschaft und Arbeit: 

Es   ist   sehr  erfreulich, 
ass laut Angaben der Bun- 

desknappschaft   seit   Ern- 
ährung der neuen Mini-Job 

Regelung  (400-Euro-Jobs) 
111 April diesen Jahres be- 

rejts 600.000 neue Arbeits- 
plätze  in  diesem   Bereich 
^standen sind. Damit wer- 
en offenbar auch in den 
•"änchen wieder geringfü- 

°'§e Beschäftigungen ange- 
ben und angenommen, in 
e°en nach der Neuregelung 
^T   325-Euro-Jobs    1999 

Urch die rot-grüne Bundes- 
e8ierung tausende Arbeits- 

plätze   verloren   gegangen 
jf«d. Die Tatsache, dass Ar- 

•tnehmerheute wieder un- 
moralisch für 400 Euro 

AUS    DER    CDU/ CS U-BUNDESTAGSFRAKTI0N ' 

im Monat brutto für netto ar- 
beiten können, und zwar 
auch im Nebenerwerb, ver- 
danken sie der Durchset- 
zungsfähigkeit von CDU 
und CSU. Diese Regelung 
wurde nämlich erst im Ver- 
mittlungsausschuss von der 
Unionsseite in das Hartz-Pa- 
ket eingearbeitet. Ohne die 
Union gäbe es diesen Boom 
bei den Minijobs nicht. 

Die Bundesregierung hat 
hier mit Hilfe von CDU und 
CSU „Riester-Schrott" weg- 
geräumt und schmückt sich 
nun mit fremden Federn. 
Wichtig ist aber vor allem, 
dass den Menschen und der 
Wirtschaft in Deutschland ge- 
holfen wird und hierbei sollte 
die Regierung auch in Zu- 
kunft auf das hören, was die 
Union sagt. 

ECKART  VON   KLAEDEN: 

Rot-grüne 
Diffamierungs- 

kampagne bricht 
zusammen 

Der Parlamentarische Ge- 
schäftsführer erklärte zur 
Verschiebung der Abgabe 
einer Stellungnahme des 
Bundeskanzleramtes ge- 
genüber der Staatsanwalt- 
schaft Bonn sowie zum Be- 
richt in „Die Welt" über 
den Rückzug der Bundes- 
regierung aus dem Leuna- 
Verfahren: 

Die Staatsanwaltschaft 
Bonn will bekanntlich das 
von der Regierung Schröder 
auf der Basis der Ermittlun- 
gen des Dr. Burkhard Hirsch 
angezettelte Strafermitt- 
lungsverfahren wegen an- 
geblich unzulässiger Daten- 
löschungen usw. einstellen. 
Das Bundeskanzleramt war 
aufgefordert worden, dazu 
bis zum 31. Mai 2003 Stel- 
lung zu nehmen. Das Bun- 
deskanzleramt sieht sich da- 
zu nicht in der Lage. Es will 
sich erst am 16. Juni 2003 
äußern. Offensichtlich ist 
die Einstellungsabsicht der 
Staatsanwaltschaft so gut be- 
gründet, dass die Bundesre- 
gierung es nicht schafft, sich 
fristgerecht gegenüber der 
Staatsanwaltschaft Bonn zu 
äußern. Dabei hatte Staats- 
minister Schwanitz wieder- 
holt, zuletzt in der Frage- 
stunde am 21.05.2003, er- 
klärt, eine Stellungnahme 
unter Beteiligung von Dr. 
Burkhard Hirsch würde frist- 
gerecht abgeliefert. 

Nach dem Bekanntwer- 
den der Haltlosigkeit der un- 
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ter der Regierung Schröder 
mit Hilfe des Herrn Dr. 
Burckhard Hirsch erarbeite- 
ten Aktenvernichtungs- und 
Datenlöschungsverdächti- 
gungen zu Lasten der Regie- 
rung Kohl folgt der nächste 
Rückschlag für die Mach- 
enschaften der Regierung 
Schröder: 

Die immer wieder und zu 
Unrecht kultivierten Ver- 
dächtigungen im Zusam- 
menhang mit dem deutsch- 
französischen Erfolgsprojekt 
Leuna können von der Bun- 
desregierung nicht länger 
aufrechterhalten werden. Sie 
sah sich deshalb zum Rück- 
zug als Nebenkläger im Straf- 
prozess gegen Mitarbeiter 
des französischen Konzern 
Elf-Aquitaine in Paris ge- 
zwungen. Zu Lasten des deut- 
schen Steuerzahlers hatte die 
Bundesregierung das The- 
ma Leuna-Verdächtigungen 
weiter betrieben, obwohl be- 
reits der Generalbundesan- 
walt, die Staatsanwaltschaft 
Magdeburg und die Staatsan- 
waltschaft Saarbrücken kein- 
erlei Anhaltspunkte für 
Straftatbestände sahen. Auch 
der Untersuchungsausschuss 
des Deutschen Bundestages 
in der vergangenen Legisla- 
turperiode hatte solche Vor- 
würfe nicht feststellen kön- 
nen. Die CDU/ CSU wird auf 
das Verhalten der Bundes- 
regierung in dieser Sache 
zurückkommen. 

DIETRICH  AUSTERMANN: 

Milliardenloch 
sorgt für Rekord- 
defizit in 2003 

Zur Verschiebung der ge- 
planten Steueramnestie auf 
2004 erklärte der haus- 
haltspolitische Sprecher: 

Im SPD-internen Zwist 
um die Agenda 2010 ist der 
Bundesfinanzminister nach 
dem Kompromiss mit der Ta- 
baksteuer im Gesundheitsbe- 
reich erneut der Gelackmei- 
erte. 2,1 Mrd. € kostet ihn das 
Zugeständnis des Kanzlers an 
die sog. Parteirebellen, auf die 
Abgeltungssteuer auf Zinsen 
zu verzichten. In der Folge 
muss Eichel seine ursprüng- 
lich für dieses Jahr geplante 
Steueramnestie auf 2004 ver- 
schieben. Für die fehlenden 
gut2 Mrd. € musser nun noch 
mehr Schulden aufnehmen. 
Das Kartenhaus des Bundes- 
finanzministers bricht Stück 
für Stück zusammen. Statt 
der niedrigsten Neuverschul- 
dung seit der Wiedervereini- 
gung, wie noch vor Wochen 

stolz verkündet, wird Eichel 
in Kürze mit rund 40 Mrd. € 
wahrscheinlich die höchste 
Nettokreditaufnahme im ver- 
einigten Deutschland zu ver- 
antworten haben. Das dro- 
hende Rekorddefizit wird 
auch Auswirkungen auf den 
Haushalt 2004 haben. 

Diese Entwicklung war 
zu Beginn des Jahres abseh- 
bar gewesen. Doch die 
Regierung hat so lange es 
ging die Realität verweigert- 
Angesichts der tatsächlichen 
Daten und Fakten ist dies 
inzwischen nicht mehr mög' 
lieh: Die Statistiker haben 
für das erste Quartal ein 
Schrumpfen des BIP gemes- 
sen, die Steuerschätzer haben 
Steuerausfälle in Milliarden- 
höhe berechnet, die Bundes- 
anstalt für Arbeit hat auf- 
grund der steigenden Ar' 
beitslosigkeit auch in diesem 
Jahr einen Bundeszuschuss 

reklamiert. Im Vergleich zu 

den sich daraus ergebenden 
Milliardendefiziten nehmen 
sich die 2 Mrd. € aus der 
nun sang- und klanglos vor- 
genommenen Verschiebung 
der Steueramnestie gerade^11 

bescheiden aus. 

uusr/M 
Die Pressemitteilungen 

der CDU/CSU-Frak- 
tion im Deutschen 

Bundestag finden Sie 

chronologisch oder 
thematisch sortiert an 

www.cducsu.de 
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HARTMUT   KOSCHYK: 

Aus Kaplan-Frei- 
lassung die Kon- 
sequenzen ziehen! 

Zur Freilassung des Ex- 
tremistenführers Kaplan 
erklärte der innenpoliti- 
sche Sprecher: 

Die Freilassung des Extre- 
^•stenführers Kaplan belegt 
e"i weiteres Mal das Versagen 
Unseres Ausländerrechts bei 
er     Extremismusbekämp- 

füng. Das Urteil belegt, dass 
unser  Ausländerrecht  nicht 
gewährleistet, dass ausländi- 
sche Extremisten, die sich of- 
en gegen unseren Rechtsstaat 
'dien, dieses Land wieder 
blassen müssen. Wir haben 

,le Bundesregierung bereits 
'n Unserem Antrag „Deutsch- 
end wirksam vor Terroristen 
^d  Extremisten  schützen" 

(BT-Drs.   15/218) aufgefor- 
ert, diese Sicherheitslücke zu 

;CnHessen. Aber geschehen 
lst nichts. Unser gesamtes Si- 

erheitsrecht und insbeson- 
ere das Ausländerrecht weist 

lavierende Lücken auf, die 

entsprechend unseren Forde- 
rungen im genannten Antrag 
geschlossen werden müssen. 
Diese Lücken haben es doch 
erst möglich gemacht, dass 
Extremisten wie Kaplan ge- 
schützt durch das deutsche 
Ausländerrecht in unser Land 
einreisen, sich hier jahrelang 
aufhalten und noch nicht mal 
des Landes verwiesen werden 
können! Zentraler Punkt einer 
neuen Sicherheitsarchitektur 
muss deshalb sein, bereits die 
Einreise von Extremisten 
nach Deutschland zu verhin- 
dern, sie treffsicher identifi- 
zieren, umgehend erleichtert 
aus-weisen und abschieben zu 
können. 

HERMANN   KUES: 

Ökumenischer 
Kirchentag er- 

mutigt C-Parteien 

Zum ersten ökumenischen 
Kirchentag erklärte der Be- 
auftragte für Kirchen und 
Religionsgemeinschaften: 

Der   erste   gemeinsame 
Kirchentag   von   evangeli- 

schen und katholischen Chri- 
sten war offenkundig über- 
fällig. Durch die Gemein- 
samkeiten beider Konfessio- 
nen sind die Christen beru- 
fen, auch gemeinsam unsere 
großen gesellschaftspoliti- 
schen Aufgaben der Zukunft 
intensiv zu begleiten. In un- 
serer pluralistischen Gesell- 
schaft wird die nach wie vor 
unverzichtbare Stimme der 
Kirchen stärker wahrgenom- 
men, wenn sie gemeinsam 
agieren. Dazu gehört auch 
die gute Tradition der beiden 
Kirchen, gemeinsame Worte 
zu den drängenden Zeitfra- 
gen zu äußern, zuletzt zur Zu- 
kunft der Agrar- und auch der 
Gesundheitspolitik. Der Kir- 
chentag hat vor allem gesell- 
schaftspolitische Fragen aus 
christlichethischer Sicht the- 
matisiert. Er hat eine sinnstif- 
tende Wirkung nicht nur inn- 
erkirchlich entfaltet, sondern 
auch in Bezug auf eine gei- 
stige Neuorientierung unse- 
rer Gesellschaft. Der öku- 
menische Kirchentag war ein 
ermutigendes Zeichen, dass 
Religion nichts Weitabge- 
wandtes ist, sondern sehr 
wohl ausgesprochen dies- 
seitsbezogen zum Wohle der 
Menschen wirkt. Die Union 
tut gut daran, das „C in 
ihrem Namen ernst zu neh- 
men. Es ergeben sich daraus 
Chancen in einer Gesell- 
schaft, die auf der Suche nach 
Orientierung ist. 
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WOLFGANG   BOSBACH 

Vertrag mit 
dem Zentral rat 

der Juden beein- 
druckender Ver- 
trauensbeweis 

In der Debatte zum Ver- 
trag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und 
dem Zentralrat der Juden 
in Deutschland erklärt 
der stellvertretende Frak- 
tionsvorsitzende: 

Dieser Vertrag ist kei- 
neswegs selbstverständlich, 
kein Zeichen von Norma- 
lität. Auch wenn der Staat 
sein Verhältnis zu den 
großen christlichen Kirchen 
seit langem durch Staatskir- 
chenverträge oder Konkor- 
date auf eine dauerhafte, 
rechtsverbindliche Grund- 
lage gestellt hat. Und er ist 
keine Privilegierung einer 
Gruppe, denn die religiös- 
weltanschauliche Neutralität 
des Staates bedeutet nicht, 
dass er mit den unter seinen 
Bürgern   vertretenen   Reli- 

gionsgemeinschaften nicht 
vertrauensvoll zusammenar- 
beiten soll. 

Das wäre gerade nicht 
Neutralität, sondern Religi- 
onsfeindlichkeit des Staates. 
Denn als Kulturstaat schützt 
und fördert er die religiösen 
und kulturellen Engage- 
ments seiner Bürger. Die Un- 
terzeichnung des Vertrages 
durch den Zentralrat der 
Juden in Deutschland ist 
auch ein beeindruckender 
Beweis des Vertrauens der 
jüdischen Mitbürger in un- 
sere Demokratie, in unsere 
freiheitliche demokratische 
Grundordnung und unsere 
Gesellschaft. 

Kultur der 
Verständigung 

Wir sollten in diesem Zu- 
sammenhang nicht verges- 
sen, dass dieses Vertrauen 
unserer jüdischen Mitbürger 
in unser Land, in unsere frei- 
heitliche Ordnung auch dazu 
beigetragen hat, das Ver- 
trauen der internationalen 
Staatengemeinschaft in die 
damals noch junge Bun- 
desrepublik Deutschland zu 
festigen. Dieses Vertrauen 
war und ist nicht selbstver- 
ständlich und wir dürfen es 
nicht enttäuschen. 

Die deutsch-jüdische Ge- 
meinde ist heute die dritt- 
größte Europas und dieje- 

nige, die weltweit am 
schnellsten wächst, insbe- 
sondere auf Grund von Zu- 
wanderung nach der deut- 
schen Wiedervereinigung' 
Sie hat zum einen dazu ge' 
führt, dass jüdisches Leben in 
Deutschland wieder erblüht- 
aber es gibt auch Probleme- 
die man nicht verschweigen 
darf, sondern lösen muss* 
und damit neue Aufgaben 
und Herausforderungen. 

Die Integration dieser Mi' 
granten jüdischen Glaubens 
ist nicht nur für die jeweih' 
gen jüdischen Gemeinden- 
sondern für unsere Gesell' 
schalt insgesamt eine wich- 
tige Aufgabe. Dieser Vertrag 
soll deshalb auch die Vor- 
aussetzungen dafür schal' 
fen, dass die notwendige In' 
tegration nicht nur in die jü- 
dischen Gemeinden, son- 
dern auch in unsere Gesell' 
schalt besser gelingt, und 
dass wir dadurch die Kuimr 

der Verständigung und des 
Verstehens weiter ausbauen- 
Es wird in den nächsten Jah' 
ren nicht nur darauf ankoff1' 
men, dass die zur Verfügung 
stehenden Mittel sinnvoll 
und vertragsgerecht einge' 
setzt werden, um diese Zie'e 

zu erreichen. Entscheiden" 
wird sein, den Geist des Vef 
träges mit Leben zu erfülle11' 
Das aber ist nicht nur eine 

Aufgabe der Vertragsp31"' 
teien, sondern eine Aufgat^ 
für uns alle. 
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ARNOLD   VAATZ: 

Keinen Kahl- 
schlag im Osten 

anrichten! 

anlässlich der aktuellen 
Diskussionen um Subven- 
''onsabbau und Sanie- 
rUng des Bundeshaus- 
halts erklärte der stellver- 
tretende Fraktionsvorsit- 
**nde und Sprecher der 
Abgeordneten der neuen 
Bundesländer: 

Angesichts der neusten 
Arbeitslosenzahlen kann ich 
nur davor warnen, ausge- 
rechnet im Osten den Rot- 
stift anzusetzen. Die Ar- 
eitslosigkeit hat nach wie 

v°r dramatische Ausmaße, 
a°er die Bundesregierung 
hat kein Konzept zur Be- 
kämpfung. Schon heute ist 
der Haushalt der B A unterfi- 
nanziert. Die Lehrstellensi- 
uation ist nach wie vor un- 
efriedigend. Die Finanzie- 
Ur,g des von der Bundesre- 

S'erung neu aufgelegten 
urnp-Programms ist völlig 

unklar. 

Rot-Grün hat in seiner Re- 
gierungszeit die Förderung 
der ostdeutschen Wirtschaft 
und Forschung kontinuierlich 
heruntergefahren. Kreditfi- 
nanzierte Programme für den 
ostdeutschen Mittelstand und 
die ostdeutschen Kommunen 
sollen den Anschein er- 
wecken, dass die Bundesre- 
gierung etwas für den Osten 
tut. Dabei weiß die Bundesre- 
gierung sehr wohl, dass die 
ostdeutschen Unternehmen 
und Kommunen wegen der 
Autbauarbeit der vergange- 
nen 13 Jahre noch mit hohen 
Krediten und Kapitaldienst- 
verpflichtungen belastet sind. 
Neue Belastungen sind nicht 
zu schultern, auf die bestehen- 
den Förderinstrumente kann 
nicht verzichtet werden. 

Nur wenn es dem Osten 
besser geht, wird auch der We- 
sten gesund. 

PETER   GöTZ: 

Rot-Grün übergeht 
Kommission zur 
Reform der Ge- 
meindefinanzen 

Zu der angekündigten 
Einstellung von 12.000 
zusätzlichen Arbeitsver- 
mittlern bei der Bundes- 
anstalt für Arbeit (BA) 
durch Wirtschaftsstaats- 
sekretär Anzinger erklärt 
der kommunalpolitische 
Sprecher: 

Die Regierungskommis- 
sion zur Gemeindefinanzre- 
form hat sich nicht festgelegt. 
SolldieBA und damitder Staat 
oder sollen die Kommunen für 
die Betreuung von Langzeitar- 
beitslosen zuständig sein? Die 
Entscheidung darüber erfolgt 
mit dem angekündigten so ge- 
nannten Hartz-IV-Gesetz im 
Bundestag und Bundesrat. 
Das Gesetz kann frühestens 
2004 in Kraft treten. Trotzdem 
kündigt Wirtschaftsstaatsse- 
kretär Anzinger vorab die Ein- 
stellung von 12.000 zusätzli- 
chen Mitarbeitern bei der BA 
an; Kostenpunkt 760 Mio.€ 
pro Jahr. Noch in diesem Jahr 
sollen die Ersten eingestellt 
werden. Anzinger ist selbst an 
der Gemeindefinanzreform 
beteiligt und müsste es wissen: 
Mit seiner Ankündigung über- 
geht er die Kommission und 
greift der Entscheidung von 
Bundestag und -rat vor. Ich 
weise dieses Vorgehen ent- 
schieden zurück und empfehle 
dem Staatssekretär Nachden- 
ken über Sinn und Zweck von 
Kommissionen bei dieser Re- 
gierung. 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Postkarte 
„Der rote Faden der Regierung" 

Bestell-Nummer: 9031 
Preis je 100 Stück: 8,00 € 
inkl. MwSt.: 8,56 € 

Kampagne Mitgliederwerbung 
Seien Se BoBcnaltcr acr CDU1 

lernt lär dK MnKhi. CPUl 

Leitfaden 
„Kampagne Mitgliederwerbung' 

Bestell-Nummer: 4019 
Preis je 25 Stück: 14,50 € 
inkl. MwSt.: 15,52 € 

©STTT-SEK: 

Gerhard Schröder 
bei Amtsantritt 1998: 

„Wir werden nicht alles anders, 
aber vieles besser machen." 

CDU 

Postkarte „Besser machen' 

Bestell-Nummer: 9037 
Preis je 100 Stück: 12,00 € 
inkl. MwSt.: 12,84 € 

22-UID 17/2003 



ÖFFENTLICHKE ITS AR B EIT ' 

Hier sind wir 

Senioren 
Union s•. 

Die Idee 
Der Gedanke 
Das Ziel 

Leporello 
„Hier sind wir" 

Bestell-Nummer: 2023 
Preis je 100 Stück: 22,00 € 
inkl. MwSt.: 23,54 € 

Mini-Broschüre 
„Die SPD streitet sich..." 

Bestell-Nummer: 5039 
Preis je 50 Stück: 20,00 € 
inkl. MwSt.: 21,40 € 

CDU 

Faltplan 
Ländervergleich 
Stand: 01.04.2003 

Bestell-Nummer: 2865 
Preis je 50 Stück: 15,25 € 
inkl. MwSt.: 16,32 € 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1 190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Die neue Wandzeitung 

So kann man sogar Rot-Grün genießen. 
Schönen Sommer! 

Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle für Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie können von 
allen Kreis-, Stadt- und Ortsverbänden als Jahresabonne- 
ment beim UBG-Medienzentrum bestellt werden. 


